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Roland Gerber

Aspekte der Eigenfinanzierung

Der Berner Bauhaushalt im späten Mittelalter1

Im Spätmittelalter kam es überall in Mitteleuropa zu einer Verdichtung des

politischen, ökonomischen wie administrativen Lebens, was vor allem in den Städten zu

einem kontinuierlichen Ausbau der Verwaltungsapparate führte.2 Mit der gleichzeitigen

Zunahme der Schriftlichkeit und der Ausbildung eines differenzierten

Geschäftsschriftgutes wurde die kommunale Verwaltungstätigkeit allmählich aus der direkten

Abhängigkeit der jeweiligen Amtsinhaber gelöst und weitgehend institutionalisiert.3

Die offenen, anfänglich noch stark personenbezogenen Ratskommissionen entwickelten

sich vom ausgehenden 13. bis zum 16. Jahrhundert zu durchstrukturierten,
festbesoldeten Ämtern, deren Finanzbedarf infolge der wachsenden Anforderungen durch

die Stadtgemeinden stetig anstieg. Um den erhöhten Verwaltungsaufwand überhaupt

finanzieren zu können, waren die Städte gezwungen, ihre ordentlichen Haushalte mit
immer neuen Einkünften auszustatten und gleichzeitig die Erträge der bereits

bestehenden Einnahmetitel laufend zu vergrössern. Je nach wirtschaftlicher und verfassungspolitischer

Situation ergaben sich dabei für die einzelnen Stadtgemeinden verschiedene

Möglichkeiten, wie die permanent überbelasteten Haushalte langfristig saniert

werden konnten.4

Ziel der folgenden Ausführungen ist es, am Beispiel der bernischen Bauverwaltung zu

zeigen, wie der im Spätmittelalter stark anwachsende kommunale Aufwand im
Bereich des öffentlichen Bauwesens finanziert wurde. Das besondere Interesse gilt dabei

dem Eigenhaushalt des Bauherrenamtes, der sich am Ende des Mittelalters durch eine

Vielzahl verschiedener, zweckgebundener Natural- und Geldeinkünfte auszeichnete,

deren Erträge vollumfänglich dem kommunalen Bauwesen zugute kamen.5

Als erstes wird der Aufbau und die Organisation der bernischen Finanzverwaltung im

Spätmittelalter kurz erläutert, damit der Eigenhaushalt des Bauherrenamtes in einen

Zusammenhang mit dem übrigen städtischen Finanzhaushalt gesetzt werden kann.

Danach folgt eine Beschreibung der institutionellen Entwicklung des Bauherrenamtes

vom 14. bis ins 16. Jahrhundert sowie der wichtigsten Aufgaben und Pflichten der
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Bauherren und ihrer Bediensteten. Anhand der aus der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts

überlieferten Bauamtsrechnungen wird schliesslich die Einnahmenstruktur der

Bauverwaltung erklärt, um abschliessend auf den Aufbau und die Entwicklung des

bauherrlichen Eigenhaushalts vom 14.-16. Jahrhundert einzugehen. Die finanzpolitischen

Massnahmen des Berner Rates zur langfristigen Sanierung des Bauhaushalts sollen

dabei im Zentrum der Ausführungen stehen.

1. Die Finanzverwaltung der Stadt Bern im Spätmittelalter

Die Finanzverwaltung der Stadt Bern zeichnete sich im Spätmittelalter durch eine

sehr starke Dezentralisierung aus. Fast jede städtische Einnahmequelle besass ihre

eigene Behörde mit eigener Rechnungs- und Buchführung. Im Unterschied zu anderen

Städten wie Basel, Hamburg, Köln oder Nürnberg, deren Finanzhaushalte bis zum

Ende des 15. Jahrhunderts weitgehend zentralisiert und unter die Kontrolle einiger

weniger, meist im Fernhandel tätiger Ratsherren gestellt wurden, blieb der Haushalt

der Stadt Bern ähnlich wie in den von Zünften dominierten Städten Strassburg und

Konstanz auf eine Vielzahl von einzelnen Behörden verteilt.6 In Bern dürfte jedoch

weniger das Streben einzelner Zünfte nach politischer Mitsprache als vielmehr die

mangelnde Verfügbarkeit von genügend in Handels- und Finanzgeschäften geübten

Fernkaufleuten sowie die Verwaltung des ständig wachsenden städtischen

Herrschaftsgebietes zur starken Dezentralisierung des kommunalen Finanzhaushalts

geführt haben. Allein die Zahl der vom Berner Rat kontrollierten landschaftlichen

Verwaltungen wuchs vom 14. bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts auf über 50 Vogteien

und Ämter an. Daneben bestanden gleichzeitig noch zahlreiche ursprünglich rein

städtische Behörden wie Zollherren, Ungeldner, Böspfenniger, Teilherren und

Bauherren, die ebenfalls eigene Rechnungen ablegten, deren Zuständigkeitsbereiche sich

im Verlauf des 14. und 15. Jahrhunderts allmählich aber auch auf die Landschaft

ausdehnten.7

Die bernische Finanzverwaltung war bis zum Ende des Ancien regime weit davon

entfernt, eine Zentralrechnung im Sinne der modernen Kassaeinheit auszubilden (vgl.
Grafik 1). Es existierte zwar auch in Bern ein zentrales Rechnungsamt, das unter der

Leitung des sogenannten Säckelmeisters für die Rechnungsführung der vier Venner,

der obersten Finanzbehörde der Stadt und Landschaft Bern, verantwortlich war. Dem

Säckelamt kam aber nie die Bedeutung zu wie beispielsweise den entsprechenden

Rechnungsämtern in Nürnberg oder Augsburg.8 Die seit 1375 bruchstückhaft über-
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Grafik 1: Die Finanzverwaltung der Stadt und Landschaft Bern im 15. Jahrhundert
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lieferten Säckelmeisterrechnungen widerspiegeln deshalb auch nur einen sehr kleinen

Teil des gesamten bernischen Finanzhaushalts im Spätmittelalter und beschränken

sich auf einige wenige, ans Säckelamt gebundene Einnahmetitel wie Ungeld sowie

Markt- und Geleitszölle.9 Der übrige Haushalt verlief über eine Vielzahl von weiteren

Teilhaushalten, deren Rechnungsüberschüsse aber nur teilweise dem Säckelamt

zukamen. Der grösste Teil der Überschüsse ging direkt an den laufenden Verwaltungsund

Bauaufwand der Stadt und Landschaft Bern, ohne dass er in den Säckelmeisterrechnungen

verbucht wurde.

Der komplexe bernische Finanzhaushalt war nur über die periodische Rechnungsablage

der einzelnen Rechnungsherren vor Schultheiss und Räten kontrollierbar. Sämtliche

städtischenAmtsleute waren deshalb verpflichtet, mindestens einmal im Jahr

beim Berner Rat vorstellig zu werden und im Beisein des Säckelmeisters ihre

Rechnungen offenzulegen. Der Säckelmeister hatte die Aufgabe, die von den einzelnen

Rechnungsherren ausgewiesenen Bilanzen nach Konten geordnet in ein spezielles

Rechnungsbuch einzutragen und dabei die aufgelaufenen Schulden und Forderungen

(Restanzen) zu vermerken. Diese Bilanzen- oder Restanzenrechnungen sind im

Unterschied zu den übrigen mittelalterlichen Rechnungsbeständen der Stadt Bern für
die Jahre 1395-1418 und 1435-1475 lückenlos erhalten.10

2. Das städtische Bauherrenamt

Das städtische Bauherrenamt gehörte neben dem Säckelamt zu den ältesten separaten

Verwaltungseinrichtungen der Stadt Bern und wurde bereits im Jahre 1310 durch

einen formellen Ratsbeschluss ins Leben gerufen. Veranlasst wurde die Wahl dieser

ersten bernischen Baubehörde bezeichnenderweise durch den Stadtbrand von 1309,

dem weite Teile der westlich der Kreuzgasse gelegenen Häuserzeilen zum Opfer
fielen. Eine Hauptaufgabe der vier für eine Amtszeit von vier Jahren gewählten

Bauherren bestand deshalb von Anfang an darin, Brandschutzmassnahmen wie den

Bau von Brandmauern und Ziegeldächern bei der Bürgerschaft zu fördern und mit

gezielten Bausubventionen aus der Stadtkasse mitzufinanzieren.11

Die weitere Institutionalisierung des Bauherrenamtes verlief über mehrere Etappen,

die sich aus der kommunalen Verfassungs- und Haushaltsentwicklung sowie den vom
Berner Rat während des Spätmittelalters durchgeführten Grossbauprojekten ergaben.

Insbesondere der Bau der neuen Westbefestigungen seit 1345 und der Wiederaufbau

der Stadt nach dem verheerenden Stadtbrand von 1405 bedeuteten für den Berner
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Rat grosse, langfristige und teure Baumassnahmen, die nur mit derAusbau der

Baubehörde zu einer eigenständigen Verwaltungseinrichtung mit eigenem Personalbestand,

Aufgabenbereich und eigener Rechnungsführung bewältigt werden konnten.

Seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts mit eigenen zweckgebundenen
Einkünften ausgestattet, entwickelte sich die Berner Baubehörde bis zum Ende des

Mittelalters von einer anfänglich noch kaum strukturierten Ratskommission zu einem

durch spezielle Amtsordnungen und Amtseide klar definierten städtischen Amt. Die

erste überlieferte «Bauherrenordnung» stammt aus dem Jahre 1473 und enthält eine

Zusammenstellung der wichtigstenAufgaben und Pflichten der Bauherren, die in

einzelnen Artikeln systematisch zusammengefasst worden sind.2 Bereits 1464 wurde

ausserdem der seit der Wahl der ersten Baubehörde im Jahre 1310 bestehende und

seither immer wieder neu formulierte und erweiterte Amtseid durch den Berner Rat

revidiert und ebenfalls schriftlich festgehalten.13

Zu Beginn des 16. Jahrhunderts waren die Bauherren schliesslich für die

Durchführung sämtlicher von der Stadt Bern in Auftrag gegebener Baumassnahmen

verantwortlich. Sie kümmerten sich im Beisein der Stadtwerkmeister um die Anstellung
der auf den kommunalen Baustellen beschäftigten Handwerker und Taglöhner, sorgten

für deren Verpflegung und Entlöhnung und verwalteten die vom Säckelmeister

und anderen städtischen Rechnungsherren zugunsten der Bauverwaltung ausbezahlten

Gelder sowie ihre Eigeneinkünfte. Gleichzeitig traten sie als Schiedsrichter bei

Baustreitigkeiten innerhalb der Berner Bürgerschaft auf und kümmerten sich um die

Abfallentsorgung sowie die Frischwasserversorgung der Stadt. Sie verwalteten die

kommunalen Ziegel- und Werkhöfe, Steinbrüche, Sägemühlen, Waldungen, Kalk-

und Sandgruben, setzten die vom Berner Rat erlassenen Bau- und Feuerordnungen

durch und kontrollierten deren Einhaltung. Ebenfalls zum Aufgabenbereich der

Bauherren und Stadtwerkmeister gehörte die Herstellung und Lagerung von Kriegs- und

Belagerungsmaterialien in den kommunalen Werkhöfen sowie die Führung der

städtischen Geschütztrosse bei militärischen Auszügen.14

Mit der zunehmenden Konzentration der Regierungsgewalt im Kleinen Rat wurde der

Personalbestand des Berner Bauherrenamtes gegen Ende des 14. Jahrhunderts schliesslich

von vier auf nur zwei ordentliche Bauherren reduziert. Die Bauherren wurden

entsprechend ihrer Ratszugehörigkeit Bauherr vom Rat und Bauherr von Burgern

genannt, wobei sie unterschiedlich wichtige Verwaltungsbereiche innerhalb der

bernischen Bauverwaltung zugewiesen erhielten. Die Bedeutung des aus dem Kleinen

Rat gewählten Bauherrn wuchs dabei gegenüber der seines Amtskollegen aus dem

Burgerrat kontinuierlich an, bis ihm gegen Ende des 15. Jahrhunderts schliesslich die
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alleinige Leitung des Bauherrenamtes zukam. Die fortschreitende Kompetenzenteilung

zwischen den beiden Bauherren spiegelt sich nicht zuletzt auch in ihrer

Rechnungsführung wider, die spätestens seit 1435 nachweisbar über zwei separate

Rechnungen erfolgte.15 So oblag dem Bauherrn vom Rat bereits seit der ersten Hälfte
des 15. Jahrhunderts die alleinige Verantwortung über die von der Stadt ans Bauherrenamt

überwiesenen Geldbeträge. Er übernahm dadurch die Kontrolle über den

bauherrlichen Gesamthaushalt und die Entlöhnung der auf den kommunalen Baustellen

beschäftigten Handwerker und Hilfskräfte. Der Bauherr von Burgern verwaltete

hingegen nur noch die wichtigsten Eigeneinkünfte des Bauherrenamtes, wobei er die

von ihm erwirtschafteten Einnahmenüberschüsse regelmässig an den Bauherrn vom
Rat weitergab.

2.1. Das Bauamtspersonal

Den beiden Bauherren unterstanden seit dem 15. Jahrhundert zwei Bedienstete, die

ihnen bei der Durchführung ihrer Geschäfte behilflich waren.

Der wichtigste Angestellte des Bauherrenamtes war der Bauherrenschreiber. Er rechnete

jeden Sonntag zusammen mit den Bauherren mit allen im Dienste der Stadt

stehenden Werkleuten und Taglöhnern ab und zahlte ihnen die Auftrags- und

Taglöhne für die vergangene Arbeitswoche aus. Die Werkleute mussten dabei unter der

Aufsicht der Stadtwerkmeister angeben, auf welchen kommunalen Baustellen sie

tätig gewesen waren und welche Arbeiten sie ausgeführt hatten. Die von den

Werkleuten gemachten Angaben wurden vom Bauherrenschreiber laufend in einem

speziellen Bauamtsrodel notiert, wo er auch die aus der Bauamtskasse ausbezahlten

Löhne festhielt.16 Gleichzeitig hatte er den von den Bauherren geführten Baustreitigkeiten

beizuwohnen und, falls nötig, die entsprechenden Schlichtungsurkunden zu

verfassen. Ihm oblag ausserdem der gesamte Schriftverkehr des Bauherrenamtes, der

mit der Anlage von speziellen Bauamtsmanualen, Instruktionsbüchern und Bauamts-

urbarien seit dem 16. Jahrhundert kontinuierlich anwuchs.17

Der zweite Angestellte des Bauherrenamtes war der Bauamtsweibel. Er stand jedoch
dem Bauherrenschreiber in seinen Aufgaben und Pflichten eindeutig nach, was sich

nicht zuletzt auch in seinem deutlich geringeren Jahresgehalt ausdrückte.18 Der
Bauamtsweibel hatte den Bauherren bei ihren täglichen Geschäften zur Seite zu stehen

und sich dabei insbesondere um die Kontrolle und Durchsetzung der vom Berner Rat

erlassenen Bauordnungen zu kümmern. Seit dem 16. Jahrhundert beteiligte er sich
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nachweislich auch an der Einbringung der Eigeneinkünfte des Bauherrenamtes und

am Einzug ausstehender Geldbussen. Dabei oblag ihm im speziellen die ¥rwaltung
des bauherrlichen Fuhrparks, über den er seit dem 17. Jahrhundert separat Buch

führte.19

2.2. Die Stadtwerkmeister

Während Bauherren, Bauamtsweibel und Bauherrenschreiber allein für die organisatorischen

und verwaltungstechnischen Angelegenheiten des bernischen Bauwesens

verantwortlich waren und deshalb in der Regel auch über keinerlei handwerkliche

Qualifikationen verfügten, lag die fachliche Leitung der kommunalen Baubetriebe bei

den städtischen Werkmeistern. Das Amt des Stadtwerkmeisters, das bis ins 13.

Jahrhundert zurückreichen dürfte, wurde wahrscheinlich ebenfalls im Zusammenhang mit
dem Bau der neuen Westbefestigungen nach 1345 in die Ämter eines sogenannten

Holz- und eines Steinwerkmeisters aufgeteilt.20 Die beiden Stadtwerkmeister galten

als die eigentlichen Baufachleute der Stadt Bern und waren als gelernte Zimmer-,
Maurer- oder Steinmetzmeister für die fachgerechte Durchführung sämtlicher vom
Berner Rat und von den Bauherren in Auftrag gegebener Baumassnahmen

verantwortlich. Sie kontrollierten die im Dienste der Stadt arbeitenden Bauhandwerker

und Taglöhner und wiesen ihnen die täglich zu verrichtenden Arbeiten zu. Gleichzeitig

oblag ihnen die Aufsicht über den städtischen Holz- und Steinwerkhof, in denen

die wichtigsten auf den Baustellen benötigten Arbeitsgeräte sowie diverse

Baumaterialien, nach Stein- und Holzbearbeitung getrennt, aufbewahrt wurden.21 Die

Werkmeister waren verpflichtet, mindestens einmal im Jahr zusammen mit den

Bauherren und dem Bachmeister sämtliche städtischen Gassen abzulaufen und dabei die

Einhaltung der vom Berner Rat erlassenen Bauordnungen zu kontrollieren und
eventuelle Bauverstösse dem Schultheissen und später dem Gerichtsschreiber anzuzeigen.22

Neben den privaten und kommunalen Gebäuden galt es insbesondere auch den

Stadtbach samt seinen zahlreichen Verzweigungen in der Stadt zu inspizieren und

Verunreinigungen oder unerlaubte Wasserfassungen der Bürger zu entfernen.23 Der

Holzwerkmeister hatte sich ausserdem einmal im Jahr mit den Bauherren in den

beiden städtischen Hochwäldern, Forst und Bremgartenwald, einzufinden, damit die

für den kommunalen Baubedarf benötigten Bäume markiert und im Winter gefällt
werden konnten.24
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3. Die Einnahmenstruktur des Bauherrenamtes in der ersten Hälfte
des 16. Jahhunderts

Die Überlieferung verschiedener Bauamtsakten ermöglicht es, die innere Organisation

und Haushaltsstruktur des Bauherrenamtes im Unterschied zu den meisten übrigen

Verwaltungsbereichen der Stadt Bern wenigstens für die Zeit des 16. Jahrhunderts

etwas eingehender zu untersuchen. Die zentralen Quellen sind das «Alte Bauamts-

urbar» aus dem Jahre 1538,25 wo die wichtigsten Einkünfte der bernischen

Bauverwaltung mit den dazugehörigen Rechtstiteln aufgeführt wurden, sowie die für die

Jahre 1533-1559 teilweise erhaltenen Bauamtsrechnungen.26

Das Bauherrenamt der Stadt Bern verfügte in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts

über eine Vielzahl verschiedener Geld- und Naturaleinkünfte, die sehr unterschiedliche

Erträge abwarfen und sich über sämtliche Bereiche des bernischen

Finanzhaushalts erstreckten (vgl. Grafik 2). Die Einkünfte gliedern sich in den Jahren

1533-1550 zu circa 26% in Steuern, zu circa 23% in Beiträge und Gebühren, zu circa

27% in Zuschüsse aus anderen städtischen Haushalten, zu circa 1% in verschiedene

von den Bauherren selbst erwirtschaftete Betriebseinkünfte, etwa aus dem Verkauf

von Baumaterialien oder aus der Vermietung von Pferden und Wagen, zu circa 13% in
Verkaufserlöse aus dem bauherrlichen Finanz- und Getreidevermögen, zu circa 6% in
verschiedene sonstige, meist als einmalige Zahlungen erfolgte Einkünfte sowie zu

circa 4% in jährliche Aktivzinsen auf Gülten und Darlehen. Die Gesamteinnahmen

beliefen sich auf durchschnittlich rund 8833 Pfund27 pro Jahr. Steuern, Beiträge und

Gebühren sowie die übrigen Eigeneinkünfte des Bauherrenamtes erbrachten dabei

rund drei Viertel der insgesamt eingenommenen Beträge. Der Eigenfinanzierungsgrad
des Bauherrenamtes wuchs dadurch bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts trotz
wachsendem Gesamthaushalt auf durchschnittlich etwa 75% an.28

Obwohl sich das Bauherrenamt nur teilweise aus Eigeneinkünften finanzieren konnte

und von regelmässigen Zuschüssen aus anderen städtischen Kassen abhing, verfügten
die Bauherren wenigstens im 16. Jahrhundert auch über ein eigenes Getreide- und

Finanzvermögen, das ihnen erlaubte, in unternehmerischer Weise tätig zu werden und

ihre Vermögenswerte gewinnbringend in Gülten und Darlehen zu investieren. Des

weiteren griffen die Bauherren in Teuerungsphasen bewusst auf ihre Kornvorräte

zurück, um mit dem kontrollierten Verkauf von Getreide einerseits soziale Spannungen

innerhalb der städtischen Bürgerschaft zu verhindern und andererseits im Sinne

von Unternehmern die Getreidevorräte solange zu horten, bis die Kornpreise gestiegen

waren und das Getreide besonders gewinnbringend verkauft werden konnte.29

62



63

Grafik 2: Die Einnahmenstruktur des Bauherrnamtes der Stadt Bern von 1533–
1550 Jahresdurchschnitt in Berner Pfund)

Es gehört zu den Besonderheiten der bernischen Bauverwaltung, dass sie bis ins

16. Jahrhundert mit einem weitgehend autarken Eigenhaushalt ausgestattet wurde.

Während die Bauämter der meisten übrigen Städte Deutschlands und der Schweiz

grösstenteils in den zentralen Stadthaushalt integriert blieben, entwickelte sich die

bernische Baubehörde im Verlauf des Spätmittelalters zu einem rechtlich selbständigen

Betrieb mit einem weitgehend unabhängigen Haushalt.30 Neben der Verwaltung

des eigenen Getreide- und Finanzvermögens waren es vor allem die Steuereinkünfte

und die Einnahmen aus Beiträgen und Gebühren, die den hohen Eigenfinanzierungsgrad

der bernischen Bauverwaltung im 16. Jahrhundert ausmachten.

4. Aufbau und Entwicklung des bauherrlichen Eigenhaushalts

vom 14.–16. Jahrhundert

Die bernische Finanzverwaltung kannte im Spätmittelalter keine jährlichen
Budgetierungen, die die Finanzierung ausserordentlicher Ausgaben langfristig sichergestellt

hätten. Die kostspielige städtische Territorialpolitik im 14. und 15. Jahrhundert sowie

die diversen vom Berner Rat durchgeführten Bauprojekte verursachten regelmässig



hohe Kosten, die nur zu einem sehr geringen Teil aus dem laufenden Stadthaushalt

beglichen werden konnten. Um grössereA.usgaben aber trotzdem finanzieren zu

können, musste der Berner Rat während des gesamten Spätmittelalters auf die

Aufnahme kurzfristiger Kredite und die Erhebug ausserordentlicher Vermögenssteuern

wie der sogenannten Teile zurückgreifen. Die Teile wurde deshalb seit der zweiten

Hälfte des 14. Jahrhunderts in regelmässigen Abständen der städtischen Bürgerschaft

und seit dem 15. Jahrhundert auch den Untertanen auf dem Land auferlegt.
Die starke Abhängigkeit des Stadthaushalts von Fremdkapital und die nachträgliche

Schuldentilgung mit Hilfe ausserordentlicher Steuern kann geradezu als das

Hauptcharakteristikum der bernischen Finanzpolitik bis zum Ende des Mittelalters
bezeichnet werden.31

Während grössere kommunale Bauprojekte nur mit der Aufnahme von Fremdkapital
oder der Erhebung ausserordentlicher Vermögenssteuern finanziert werden konnten,

wurden kleinere Baumassnahmen sowie der laufende Unterhalt des städtischen

Baubestandes vom Berner Rat während des gesamten Spätmittelalters weitgehend aus

dem ordentlichen Stadthaushalt beglichen. Die Baufinanzierung verlief dabei in erster

Linie über die ordentlichen Haushalte des Säckel- und Bauherrenamtes sowie über die

Überschussrechnungen der städtischen Ungeldner und Böspfenniger.32 Je nach Wirtschaftslage

flössen der Bauverwaltung ausserdem Getreideüberschüsse aus den Landvogteien
oder Verkaufsgewinne aus der Kornhaus- und Salzkasse zu.

Die kostspielige Expansionspolitik sowie die wachsenden Aufwendungen für Verwaltung

und Bautätigkeit zwangen den Berner Rat, den Eigenhaushalt des Bauherrenamtes

seit dem ausgehenden 14. Jahrhundert ständig weiter auszubauen. Um seine

finanzpolitischen Ziele langfristig realisieren zu können, bediente er sich dabei vor
allem der beiden folgenden Finanzierungsmassnahmen: Einerseits suchte er sämtliche

mit dem kommunalen Bauwesen zusammenhängenden Einkünfte unter der Verwaltung

der Bauherren zu konzentrieren, andererseits sollten die bauherrlichen

Eigeneinkünfte durch eine verstärkte Fiskalisierung des städtischen Territoriums

systematisch auch auf die Landschaft ausgedehnt werden.

4.1. Die Konzentration des gesamten kommunalen Bauwesens unter

der Verwaltung der Bauherren

Eine der wichtigsten Massnahmen für den Aufbau des eigenständigen bauherrlichen

Finanzhaushalts war die Zusammenfassung sämtlicher mit dem kommunalen

Bauwesen der Stadt Bern zusammenhängender Dienstleistungen und Betriebe sowie der
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daraus erwachsenden Sondereinkünfte unter der Verwaltung der Bauherren. Es war
ein erklärtes Ziel des Berner Rates, den Aufgabenbereich der Bauherren im Verlauf

des Spätmittelalters immer weiter auszudehnen, bis ihnen am Ende des 15. Jahrhunderts

schliesslich die Aufsicht über sämtliche Bereiche des kommunalen Bauwesens

von der Beschaffung der Baumaterialien über die Leitung einzelner Baumassnahmen

bis zur Baupolizei und Baurechtsprechung zukam. Die Aufsichtspflicht über einen

Grossteil der kommunalen Liegenschaften und Gebäude erbrachte den Bauherren

dabei verschiedene zweckgebundene Einkünfte, deren Erträge allein für die

Baufinanzierung verwendet wurden.

Beiträge und Gebühren

Ein bedeutender Teil dieser zweckgebundenen Einkünfte stammte aus den Beiträgen

und Gebühren. Sie erbrachten in den Jahren 1533-1550 im Durchschnitt jährlich rund

2035 Pfund (vgl. Grafik 3). Die Beiträge und Gebühren verteilen sich zu circa 53%

auf verschiedene Boden- und Lehenszinse inner- und ausserhalb der Stadt Bern, zu

circa 37% auf die Acherumserträge aus der Schweinemast in den städtischen

Hochwäldern sowie zu circa 10% auf die Udelzinse einiger weniger sozial hochgestellter
bernischer Ausbürger.

Die einträglichsten Einkünfte aus Beiträgen und Gebühren waren die jährlichen
Boden- und Lehenszinse. Sie wurden um die Mitte des 16. Jahrhunderts jeweils

zu etwa zwei Dritteln aus der Landschaft und nur noch zu einem Drittel aus der

Stadt selbst bezogen. Die innerhalb der städtischen Bannmeile gelegenen Zinsgüter
verteilten sich auf einzelne Parzellen, die aus den beiden Stadtallmenden ausgeschieden

wurden, und auf verschiedene städtische Gewerbebetriebe, Verkaufsbuden und

Häuser, die sich als Erb-, Hand- oder Zeitlehen im Besitz einzelner Stadtbürger
befanden. Neben den zahlreichen Scheunen, Ställen und Gärten gehörten vor allem

die Gewerbebetriebe wie die drei Kornmühlen, die drei Sägemühlen, die Poliermühle

des Harnischers, die Pulverstampfe sowie die verschiedenen anderen Schleifen und

Stampfen in der Matte und an der Enge zu den wichtigsten zinspflichtigen
Liegenschaften in der Stadt Bern. Weitere, etwas geringere Einnahmen entstanden den

Bauherren ausserdem aus der Aufsicht über die Gewerbehäuser der Tuchhändler,

Metzger und Bäcker, deren Verkaufsbänke ebenfalls gegenüber der Stadt zinspflichtig

waren, sowie aus der Vergabe der Schwellenmatte oberhalb der Aareschwelle

samt dazugehöriger Scheune und Fischenzen.33 Nicht zu vergessen ist schliesslich
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Grafik 3: Die Eigeneinkünfte des Bauherrenamtes der Stadt Bern von 1533–1550
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im Vergleich mit den Beiträgen und Gebühren Jahresdurchschnitt
in Berner Pfund)

auch die Vermietung verschiedener Mauertürme als Vorrats- und Lagerräume an

einzelne Stadtbürger.

Weitere Einkünfte aus Beiträgen und Gebühren erbrachte das Einzugsrecht des

sogenannten Acherums oder Holzhafers in den stadteigenen Hochwäldern. Das Acherum

war eine Abgabe, die von der Landbevölkerung für die Weide ihrer Schweine in den

obrigkeitlichen Eichen- und Buchenwäldern geleistet wurde. Die Abgabe konnte

entweder in Hafer oder seit dem 15. Jahrhundert in zunehmendem Masse auch in Geld

an die Bauherren entrichtet werden. Das unterschiedliche Wachstum der für die

Schweinemast notwendigen Eicheln und Buchnüsse und die Angewohnheit der Bauern,

immer wieder zu viele Schweine in die städtischen Wälder zu treiben, führten

aber dazu, dass der Einzug des Holzhafers dem Bauherrenamt nur sehr unregelmässige

Einkünfte brachte.34

Ebenfalls vom Bauherrenamt verwaltet wurden die sogenannten Udelzinse.35 Sie

wurden von einem kleinen, exklusiven Kreis meist adeliger Ausbürger für die Befreiung

von den üblichen städtischen Bürgerpflichten wie persönlicher Wachdienst und

Steuerpflicht jährlich an die Bauherren bezahlt. Neben den Grafen von Neuenburg

und den Freiherren von Hallwil finden sich im 15. Jahrhundert auch einzelne

Klostergemeinschaften wie die Deutschordenskomtur in Sumiswald oder ganze Stadt- und



Landgemeinden wie La Neuveville oder Saanen, die jährlich mehrere Gulden Udelzins

ans Bauherrenamt entrichteten.36 Trotz der rückläufigen Ausbürgeraufnahmen seit

dem ausgehenden 15. Jahrhundert gehörten die Udelzinse wegen ihrer teilweise

«ewigen» Laufzeit bis zum Ende des Ancien regime zu den regelmässigsten
Einkünften des Bauherrenamtes.

4.2. Die Ausdehnung der bauherrlichen Einkünfte aufdas städtische Territorium

Die zweite wichtige Massnahme für den Ausbau des bauherrlichen Eigenhaushalts im

Spätmittelalter war die systematische fiskalische Erschliessung des städtischen

Territoriums durch den Berner Rat. Während der Finanzhaushalt der Stadt im 14.

Jahrhundert noch weitgehend von der Bürgerschaft selbst getragen wurde, war es seit dem

15. Jahrhundert vor allem die Untertanenschaft auf dem Land, welche die wachsenden

Haushalte in Stadt und Landschaft finanzierte. Der Anteil der Landbevölkerung

am gesamten städtischen Finanzaufkommen wuchs dabei kontinuierlich an. Bauherren

und Säckelmeister, die sich regelmässig auch an einzelnen Baumassnahmen in

der Landschaft beteiligten, erhielten imVerlauf des 15. Jahrhunderts immer mehr

Einkünfte aus dem ländlichen Grundbesitz der Stadt zugeordnet.37 Die Verbrauchseinnahmen

des Bauherrenamtes wurden um die Mitte des 16. Jahrhunderts schliesslich

zu rund 85% von der Landbevölkerung und nur noch zu etwa 15% von der

Bürgerschaft in der Stadt Bern aufgebracht. Die Hauptlast trug dabei die Bevölkerung
der vier an die Stadt Bern anstossenden Landgerichte Konolfingen, Seftigen,

Sternenberg und Zollikofen, die durch eine Vielzahl verschiedener Geld- und

Naturalabgaben zunehmend in den städtischen Finanzhaushalt eingebunden wurde.38

Steuern

Die bedeutendsten Einkünfte aus der Landschaft bezogen die Bauherren mit
durchschnittlich rund 2282 Pfund in den indirekten Steuern (vgl. Grafik 4). Sie gliedern sich

in den Jahren 1533-1550 zu circa 28% in verschiedene Tor- und Brückenzölle,

zu circa 59% in die Erträge aus mehreren dem Bauherrenamt zugehörigen
Zehntbezirken (Bauzehnten) sowie zu circa 13% in die Erträge verschiedener weiterer

Zehntbezirke, die durch die Landvögte von Laupen und Grasburg verwaltet wurden

(Vogtzehnten).

Mit dem Übergang der Unterhaltspflicht der wichtigsten städtischen Brücken vom
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Grafik 4: Die Eigeneinkünfte des Bauherrenamtes der Stadt Bern von 1533–1550
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im Vergleich mit den Steuern Jahresdurchschnitt in Berner Pfund)

Brunnmeister an die Bauherren und der Errichtung der beiden Flussbrücken bei

Gümmenen und Neubrück kam es im Verlauf des 15. Jahrhunderts zu einem stetigen

Anwachsen der bauherrlichen Brückenzolleinkünfte. Sie machten bis ins 16.

Jahrhundert schliesslich rund 96% der gesamten Zolleinnahmen aus und wurden allein

von der Landbevölkerung aufgebracht. Mit nur gerade etwa 23 Pfund fielen die

Einkünfte aus den sogenannten Bastzöllen, die von den städtischen Torwächtern

allein für den Unterhalt der vier wichtigsten Berner Stadttore und der dazugehörigen

Torbrücken erhoben wurden, im Gegensatz dazu relativ gering aus.39

Die grössten Einnahmesteigerungen gelangen dem Bauherrenamt mit dem Erwerb

verschiedener Getreidezehnten in der Landschaft, deren Erträge seit dem ausgehenden

15. Jahrhundert bei langfristig steigenden Kornpreisen deutlich an Wert

zunahmen.40 Zu Beginn des 16. Jahrhunderts verfügten die Bauherren schliesslich über

insgesamt sechs selbstverwaltete Zehntbezirke, deren Einkünfte aus dem Grossen

Kornzehnten ihnen teilweise oder ganz zuflossen. Je nach Zehntbezirk besassen die

Bauherren ausserdem verschiedene Nutzungsrechte am Heu- und Kleinen Zehnten41

sowie das Einzugsrecht des sogenannten Zehntehrschatzes.42 Die bauherrlichen Zehntrechte

wurden alljährlich öffentlich versteigert, wobei die Zehnten von Wyden, Gurbrü,

Dicki Gemeinde Kriechenwil) und Gümmenen in Laupen und die Zehnten von



Leuzigen und Ortschwaben in den entsprechenden Dörfern selbst verliehen wurden.

Den einträglichsten Zehntbezirk erhielt das Bauherrenamt im Jahre 1536 zugesprochen,

als die nach der bernischen Eroberung der Waadt säkularisierten Klostergüter
bei Wileroltigen vom Cluniazenserpriorat in Payerne an die Stadt Bern übergingen.43

5. Zusammenfassung

Die bernische Finanzverwaltung gliederte sich im Spätmittelalter in eine Vielzahl

verschiedener, mehr oder weniger eigenständiger Teilhaushalte, die sich mehrheitlich

durch eine eigene Rechnungs- und Buchführung auszeichneten. Einer der

wichtigsten dieser Teilhaushalte war das städtische Bauherrenamt, dessen Eigenhaushalt

seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts durch den Berner Rat kontinuierlich

ausgebaut wurde.

Im Unterschied zu den meisten anderen Städten Deutschlands und der Schweiz

gelang es in Bern, die Bauverwaltung bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts zu rund 75%

aus eigenen, zweckgebundenen Einkünften zu finanzieren. Die Ursachen für diese

bernische Sonderentwicklung lagen in der kostspieligen städtischen Expansionspolitik,

die den Berner Rat zwang, den permanent überbeanspruchten Stadthaushalt

weitmöglichst vom laufenden Bauaufwand zu entlasten. Gleichzeitig erlaubte

es der Erwerb des ausgedehntenTerritoriums, die Einkünfte des Bauherrenamtes

vor allem im 15. und 16. Jahrhundert systematisch auch auf die Landschaft

auszudehnen.

Zur langfristigen Finanzierung des städtischen Bauhaushalts bediente sich der Berner

Rat dabei vor allem folgender Massnahmen:

1. Konzentration sämtlicher mit dem kommunalen Bauwesen zusammenhängender

Sondereinkünfte unter der Verwaltung der Bauherren.

2. SystematischeAusdehnung der bauherrlichen Einkünfte auf das wachsende

städtische Territorium.

Neben der wirtschaftlichen Nutzung des eigenen Getreide- und Finanzvermögens

sowie dem Einzug verschiedener Beiträge und Gebühren inner- und ausserhalb der

Stadt Bern waren es seit dem 15. Jahrhundert vor allem die Steuererträge aus der

Landschaft, die bei langfristig steigenden Kornpreisen einen Hauptanteil der

bauherrlichen Eigeneinnahmen ausmachten.
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Bern ist bisher noch nicht untersucht worden. Zu den verfassungsrechtlichen Verhältnissen der

Landgerichte vgl. Robert von Stürler, Die vier Berner Landgerichte, Leipzig 1920.
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39 Der Bastzoll war ein Einfuhrzoll, den jeder Säumer für seine in die Stadt Bern eingeführten
Saumtiere zu bezahlen hatte. Im Unterschied zu den gewöhnlichen Torzöllen musste der

Bastzoll jedoch nicht bei jedem Marktbesuch, sondern nur einmal pro Jahr in Form einer

Jahrespauschale an die Torwächter ausgerichtet werden; Hermann Rennefahrt (Hg.), Die Rechtsquellen

des Kantons Bern, Teil 1: Stadtrechte, Bd. 1: Das Stadtrecht von Bern IX/2, Aarau
1967, Nr. 270b, Art. n, S. 705.

40 Vgl. dazu Hugo Wermelinger, Lebensmittelteuerungen, ihre Bekämpfung und ihre politischen
Rückwirkungen in Bern, Bern 1971 (Archiv des Historischen Vereins des Kantons Bern 55);
Hans Morgenthaler, Teuerungen und Massnahmen zur Linderung der Not im 15. Jahrhundert,
in: Archiv des Historischen Vereins des Kantons Bern 26 (1921), S. 1-61.

41 Der Kleine Zehnt betraf sämtliche Erzeugnisse des Bodens innerhalb des Dorfetters. Er wurde
neben Getreide und Heu vor allem auf Gemüse, Obst, Flachs und Hanf erhoben, die in
unmittelbarer Nähe der Häuser erzeugt wurden; Rudolf Gmür, Der Zehnt im alten Bern, Bern
1954 (Abhandlungen zum Schweizerischen Recht, N. F. 310), S. 147-149.

42 Der Ehrschatz war ursprünglich eine Handänderungsgebühr auf grundherrlich belasteten Grund¬

stücken. Im Zusammenhang mit den Zehntsteigerungen wurde dieser im Spätmittelalter zu
einer Art Leihgebühr, die dem Zehntverleiher jährlich durch den Zehntempfänger entrichtet
wurde; Gmür (wie Anm. 41), S. 7-10.

43 Zehntsteigerungsrodel 1518-1540, Staatsarchiv Bern, DQ 634.12.
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